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Entscheidungen und Erkenntnisse
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des Oberlandesgerichtes Wien i.R.

Abschnittsweise Gebührenbestimmung bei Teilgutachten  
in strafgerichtlichen Großverfahren zulässig  
(§§ 26, 38, 39 und 52 GebAG)
1. Gemäß § 38 Abs 1 GebAG hat der Sachverständige 

den Anspruch auf seine Gebühr binnen 14 Tagen 

nach Abschluss seiner Tätigkeit bei sonstigem Ver-

lust schriftlich oder mündlich – unter Aufgliederung 

der einzelnen Gebührenbestandteile – bei dem Ge-

richt, vor dem die Beweisaufnahme stattgefunden 

hat oder stattfinden sollte, geltend zu machen.

 Nach § 39 Abs 1 GebAG ist die Gebühr von dem Ge-

richt zu bestimmen, vor dem die Beweisaufnahme 

stattgefunden hat oder stattfinden sollte.

 Gemäß § 52 Abs 1 GebAG sind die Bestimmungen 

des III. Abschnitts des GebAG, wozu auch §§ 38 und 

39 GebAG gehören, auf von der Staatsanwaltschaft 

gemäß § 126 Abs 3 StPO bestellte Sachverständige 

mit der Maßgabe anzuwenden, dass anstelle des 

Gerichts außer in Ansehung des Gebührenbestim-

mungsverfahrens die Staatsanwaltschaft tritt, vor 

der die Beweisaufnahme stattgefunden hat.

 Gemäß § 26 GebAG ist dem Sachverständigen auf 

Antrag ein angemessener Vorschuss zu gewähren.

2. Basierend auf dieser Rechtslage hat sich zu den 

Fragen, wann die Tätigkeit eines Sachverständigen 

als beendet anzusehen ist und wann die Gebühren 

einerseits zu verzeichnen und andererseits zu be-

stimmen sind, eine kasuistische Rechtsprechung 

gebildet.

 Nach der einen, in vielen Entscheidungen vertrete-

nen Meinung ist die Sachverständigengebühr erst 

nach Beendigung der Tätigkeit anzusprechen. Eine 

Abrechnung der bisher geleisteten, aber noch nicht 

abgeschlossenen Sachverständigentätigkeit, also 

die abschnittsweise Bestimmung der Gebühren 

einer als Einheit aufzufassenden Sachverständi-

gentätigkeit, sei im GebAG nicht vorgesehen. Diese 

Auslegung orientiere sich an der Werklohnrege-

lung des § 1170 ABGB, wonach das Entgelt in der 

Regel nach vollendetem Werk zu entrichten sei.

 Im Gegensatz dazu gibt es auch Judikate, die die 

Frage nach dem Abschluss der Tätigkeit „groß-

zügiger“ beantworten und eine Bestimmung von 

„vorläufig“ angefallenen Gebühren für statthaft 

erklären. Weder verbiete das Gesetz dem Sach-

verständigen, seine Gebühr früher und allenfalls 

in Abschnitten zu verzeichnen, noch gebiete das 

Gesetz dem Gericht, nur einen einzigen Gebühren-

bestimmungsbeschluss hinsichtlich der Tätigkeit 

eines Sachverständigen zu fassen. Die erstgericht-

liche Praxis lasse häufig die abschnittsweise Be-

rechnung von Gebühren zu und fasse mehrere Ge-

bührenbestimmungsbeschlüsse.

3. Dem gegenständlichen Ermittlungsverfahren, das 

bereits seit Jahren anhängig ist und eine Vielzahl 

von Beschuldigten aufweist, liegen mehrere bereits 

für sich genommen äußerst umfangreiche Sach-

verhaltsbereiche zugrunde, die zur Beurteilung der 

strafrechtlichen Relevanz dieser komplexen Wirt-

schaftsvorgängen gutachterlich untersucht werden 

sollen. Es haben sich im Laufe der Jahre – nach 

schrittweiser Sichtung des Prozessstoffs und mehr-

fachen Besprechungen mit dem Sachverständigen 

– letztlich vier große, im Wesentlichen voneinander 

unabhängige Themenbereiche herauskristallisiert, 

zu denen der Sachverständige jeweils getrennte 

Gutachten erstattete bzw erstatten wird, wobei die 

einzelnen Gutachten nicht derart inhaltlich mitein-

ander verwoben sind, dass sie – was das Ergeb-

nis betrifft – voneinander abhängen würden. Die 

Tätigkeit des Sachverständigen nahm bereits jetzt 

mehrere Jahre in Anspruch. Offen ist zum jetzigen 

Zeitpunkt das weitere Schicksal des Ermittlungs-

verfahrens, sohin die Frage, ob es jemals zu einer 

Anklageerhebung kommen wird und – wenn ja – 

welche Beschuldigten wegen welcher Sachverhalte 

anzuklagen sein werden. Ob in einem allfällig nach-

folgenden Hauptverfahren der im Ermittlungsver-

fahren tätige Sachverständige erneut zum Einsatz 

kommen wird, ist ebenfalls fraglich. Zum jetzigen 

Zeitpunkt kann somit nicht abgeschätzt werden, 

ob die einzelnen Teilgutachten jemals im Rahmen 

einer Hauptverhandlung vom Sachverständigen 

mündlich zu erörtern sein werden. Ein Auftrag zur 

Gutachtensergänzung ist im Hinblick auf das dem 

geltend gemachten Gebührenanspruch zugrunde 

liegende Teilgutachten ebenfalls nicht aktenkundig.

4. Vor dem Hintergrund dieser Besonderheiten des 

vorliegenden Ermittlungsverfahrens ist es – entge-

gen der erstgerichtlichen Entscheidung – zweck-

mäßig, über die geltend gemachten Gebühren be-

reits jetzt inhaltlich abzusprechen. Denn mit Blick 
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darauf, dass die Teilgutachten jeweils völlig unter-

schiedliche Themenkomplexe mit separatem recht-

lichem Schicksal betreffen, die Tätigkeit des Sach-

verständigen bereits mehrere Jahre in Anspruch 

nahm, eine Gutachtensergänzung oder -erörterung 

derzeit nicht im Raum steht und die je Teilgutachten 

gelegten bzw zu legenden Gebührennoten jeweils 

schon für sich betrachtet eine Fülle von Leistungen 

mit insgesamt sehr hohen Gebührenendbeträgen 

(gegenständlich € 465.627,–) aufweisen, ist es im 

Lichte der Effizienz und sinnvollen Stoffgliederung 

des Gebührenbestimmungsverfahrens angezeigt, 

die Gebühren separat für jedes einzelne Gutach-

ten zu bestimmen. Außerdem ist zu beachten, dass 

allfällig erforderliche Nachweise über erbrachte 

Leistungen (Stundenausmaß, Anzahl und Art der 

Hilfskräfte, Reisekosten etc) möglichst zeitnah zur 

Leistungserbringung abgefordert werden sollen, 

um Beweisschwierigkeiten hintanzuhalten.

5. Die Rechtsprechungslinie, die eine abschnittswei-

se Gebührenbestimmung ablehnt, hat – wie aus 

den dazu ange führten Entscheidungen hervorgeht 

– augenscheinlich den typischen „Normalfall“ vor 

Augen, wonach ein Sachverständiger ein schriftli-

ches Gutachten erstattet, wobei absehbar ist, dass 

relativ zeitnah entweder eine schriftliche Ergänzung 

oder eine mündliche Erörterung stattfinden wird, 

sodass es in diesem Fall tatsächlich verfahren-

sunökonomisch wäre, nach jeder einzelnen dieser 

miteinander verwobenen und in engem zeitlichen 

Zusammenhang stehenden Tätigkeiten des Sach-

verständigen ein eigenes Gebührenbestimmungs-

verfahren durchzuführen. Mit diesem gedanklichen 

„Idealtyp“ eines Gerichtsverfahrens ist aber das 

vorliegende Ermittlungsverfahren – wie aufgezeigt 

– nicht vergleichbar, sodass im vorliegenden Fall 

eine Bestimmung der Gebühren für jedes schriftlich 

erstattete Teilgutachten geboten ist, das als eigenes 

Werk im Sinne des § 1170 ABGB anzusehen ist.

 Aus diesen Erwägungen ist der bekämpfte Be-

schluss, mit dem das Erstgericht den Gebüh-

renbestimmungsantrag als verfrüht zurückwies, 

aufzuheben und dem Erstgericht die von der 

Staatsanwaltschaft beantragte Bestimmung der 

Sachverständigengebühr aufzutragen.

OLG Wien vom 17. Oktober 2017, 18 Bs 224/17y

Von der Zentralen Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von 
Wirtschaftsstrafsachen und Korruption wurde aufgrund 
einer am 16. 7. 2013 eingelangten anonymen Sachver-
haltsdarstellung ein Ermittlungsverfahren gegen A. G. 
und andere wegen des Verdachts des gewerbsmäßigen 
schweren Betrugs nach §§ 146, 147 Abs 3 und § 148 StGB 
und diverser weiterer strafbarer Handlungen eingeleitet, 
das sukzessive auf eine Reihe weiterer, nachträglich hin-
zugekommener Beschuldigter ausgedehnt wurde und dem 
– vereinfacht ausgedrückt – die Insolvenz des A.-Konzerns 
in ihrer strafrechtlich relevanten Dimension, somit ein 

 äußerst komplexes und umfangreiches Wirtschaftsgroß-
verfahren, zugrunde liegt.

Am 18. 11. 2013 bestellte die Zentrale Staatsanwaltschaft 
zur Verfolgung von Wirtschaftsstrafsachen und Korruption 
N. N. zum Sachverständigen und beauftragte ihn, binnen 
fünf Monaten Befund und Gutachten aus wirtschaftskund-
licher Sicht zu folgenden Fragen zu erstatten:

 ● ob ab dem Jahr 2009 in Berichten und Darstellungen 
betreffend die A. Holding GmbH und die A. Bau GmbH 
die Verhältnisse der Gesellschaften oder mit ihr ver-
bundener Unternehmen unrichtig wiedergegeben, ver-
schleiert oder verschwiegen wurden,

 ● wann die Zahlungsunfähigkeit der A. Holding GmbH 
und der A. Bau GmbH eingetreten ist und wann diese 
objektiv und subjektiv für die Beschuldigten erkennbar 
war,

 ● ob die Forderungen im Zusammenhang mit dem Ver-
kauf der A. Energie Holding AG werthaltig waren sowie

 ● zum Wert der A. Energie Holding AG im Verkaufszeit-
punkt.

Nach Änderung des Gutachtensauftrags in puncto Verkauf 
der A. Energie Holding AG mit E-Mail der Anklagebehör-
de vom 6. 6. 2014, erneuter diesbezüglicher Modifika-
tion mit Schreiben vom 13. 4. 2015, Konkretisierung des 
Gutachtensauftrags zur Frage der richtigen Wiedergabe, 
Verschleierung oder Ver schweigung der Verhältnisse be-
treffend die A. Holding GmbH und die A. Bau GmbH mit 
Auftrag vom 27. 4. 2015 sowie einer diesbezüglichen Ein-
schränkung samt Konkretisierung des Gutachtensauftrags 
zur Frage der Zahlungsunfähigkeit der A. Holding GmbH 
und der A. Bau GmbH mit Note vom 13. 12. 2016 kristal-
lisierten sich vier große Gutachtenskomplexe heraus, zu 
denen der Sachverständige jeweils ein eigenes Teilgutach-
ten erstatten sollte, und zwar: 1.) Verkauf der A. Energie 
Holding AG, 2.) A. Factoring zum 31. 12. 2011 und 30. 6. 
2012, 3.) A. M. Projects sowie 4.) A.-Zahlungsunfähigkeit 
(Gutachten noch ausständig).

Betreffend das am 15. 5. 2017 erstattete Teilgutachten „A. M. 
Projects“ sprach der Sachverständige mit am 26. 5. 2017 bei 
der Zentralen Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirt-
schaftsstrafsachen und Korruption eingelangter Gebühren-
note einen Gesamtbetrag von € 465.627,– an Gebühren an. 
Gegen diesen Gebührenanspruch erhob der Revisor beim 
OLG Wien am 31. 5. 2017 Einwendungen mit der Begrün-
dung, dass die Kosten für den IT-Support, Ziviltechniker und 
die sonstigen Hilfskräfte sowie die Reisekosten in der vorlie-
genden Form nicht nachvollzogen werden könnten, da kei-
nerlei Nachweise über diese Positionen erbracht und auch 
die Reisekosten nur pauschal verzeichnet worden seien.

Mit Übersendungsnote vom 12. 6. 2017 übermittelte die 
Zentrale Staatsanwaltschaft zur Verfolgung von Wirt-
schaftsstrafsachen und Korruption die Gebührennote des 
Sachverständigen sowie die Einwendungen des Revisors 
an das Erstgericht mit dem Antrag auf Bestimmung der 
Gebühr gemäß § 52 Abs 3 GebAG.
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Diesen Antrag wies das Erstgericht mit dem angefochtenen 
Beschluss zurück und führte begründend dazu im Wesent-
lichen aus, dass nach der überwiegenden Rechtsprechung 
die Gebühr eines Sachverständigen erst nach Beendigung 
seiner Tätigkeit anzusprechen und zu bestimmen sei, eine 
abschnittsweise Berechnung der Gebühr im Gesetz hinge-
gen nicht vorgesehen sei. Diese Auslegung der Rechtspre-
chung orientiere sich an der Werklohnregelung des § 1170 
ABGB, wonach das Entgelt in der Regel erst nach vollen-
detem Werk zu entrichten sei. Die damit verbundenen, oft 
unvermeidbaren Verzögerungen der Gebührenanweisung 
würden dadurch ausgeglichen, dass es dem Sachverstän-
digen freistehe, gemäß § 26 GebAG einen angemessenen 
Gebührenvorschuss zu beantragen. Da im gegenständ-
lichen Verfahren die Tätigkeit des Sachverständigen noch 
nicht abgeschlossen sei, weil das vierte Teilgutachten noch 
ausständig sei, sei der Antrag auf Bestimmung der Sach-
verständigengebühr unzulässig verfrüht erfolgt.

Gegen diesen Beschluss richtet sich die rechtzeitige Be-
schwerde des Sachverständigen, mit der dieser begehrt, 
das OLG Wien möge seinem Rechtsmittel stattgeben, den 
angefochtenen Beschluss aufheben und dem Erstgericht 
die „Entscheidung über den Antrag“ (gemeint wohl: die 
betragsmäßige Entscheidung über die geltend gemachten 
Gebühren) auftragen.

Der Beschwerde kommt Berechtigung zu.

Gemäß § 38 Abs 1 GebAG hat der Sachverständige den 
Anspruch auf seine Gebühr binnen 14 Tagen nach Ab-
schluss seiner Tätigkeit bei sonstigem Verlust schriftlich 
oder mündlich – unter Aufgliederung der einzelnen Gebüh-
renbestandteile – bei dem Gericht, vor dem die Beweisauf-
nahme stattgefunden hat oder stattfinden sollte, geltend 
zu machen.

Nach § 39 Abs 1 GebAG ist die Gebühr von dem Gericht 
zu bestimmen, vor dem die Beweisaufnahme stattgefun-
den hat oder stattfinden sollte.

Gemäß § 52 Abs 1 GebAG sind die Bestimmungen des III. 
Abschnitts des GebAG, wozu auch §§ 38 und 39 GebAG ge-
hören, auf von der Staatsanwaltschaft gemäß § 126 Abs 3 
StPO bestellte Sachverständige mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass anstelle des Gerichts außer in Ansehung des 
Gebührenbestimmungsverfahrens die Staatsanwaltschaft 
tritt, vor der die Beweisaufnahme stattgefunden hat. Nach 
§ 52 Abs 2 GebAG hat die Staatsanwaltschaft der Revisorin 
oder dem Revisor, wenn der nach Abschluss der Tätigkeit 
verzeichnete Gebührenbetrag € 300,– überschreitet, sowie 
jenen Personen, gegen die sich das Verfahren richtet, Gele-
genheit zur Äußerung zum Gebührenantrag zu geben; § 39 
Abs 1a GebAG gilt sinngemäß. Davor kann die Staatsanwalt-
schaft die Sachverständigen auffordern, sich über Umstän-
de, die zur Prüfung des Gebührenanspruchs maßgeblich 
sind, zu äußern und innerhalb einer bestimmten Frist noch 
fehlende Bestätigungen über ihren Aufwand vorzulegen. 
Nach § 52 Abs 3 GebAG ordnet die Staatsanwaltschaft die 
Auszahlung der verzeichneten Gebühren aus Amtsgeldern 
an, wenn innerhalb der Frist keine Einwendungen erhoben 

werden oder die in § 52 Abs 2 GebAG genannten Personen 
auf Einwendungen verzichten und die Staatsanwaltschaft 
selbst keine Bedenken gegen die Höhe der Gebühren hegt. 
Andernfalls stellt sie bei dem für das Ermittlungsverfahren 
zuständigen Gericht den Antrag auf Bestimmung der Ge-
bühr (§§ 39 ff GebAG; § 101 StPO). Das Gericht kann von 
einer neuerlichen Zustellung des Gebührenantrags an die 
in § 52 Abs 2 GebAG genannten Personen absehen. Nach 
§ 52 Abs 4 GebAG kann die Staatsanwaltschaft auf Antrag 
einen angemessenen Vorschuss auszahlen.

Gemäß § 26 GebAG ist dem Sachverständigen auf Antrag 
ein angemessener Vorschuss zu gewähren.

Basierend auf dieser Rechtslage hat sich zu den Fragen, 
wann die Tätigkeit eines Sachverständigen als beendet an-
zusehen ist und – damit zusammenhängend – wann die 
Gebühren einerseits zu verzeichnen und andererseits zu 
bestimmen sind, eine kasuistische Rechtsprechung gebil-
det, deren – miteinander bisweilen nicht in Einklang zu brin-
gende – Grundaussagen wie folgt zusammenzufassen sind:

Ein Sachverständiger habe seine Tätigkeit im Sinne des 
§ 38 Abs 1 GebAG frühestens in dem Zeitpunkt abge-
schlossen, in dem sein Gutachten bei Gericht eingelangt 
ist. Ist die mündliche Erörterung des schriftlich erstatten 
Gutachtens vorgesehen, sei die Tätigkeit des Sachver-
ständigen noch nicht abgeschlossen und eine Gebühren-
bestimmung verfrüht. Wird die Tagsatzung zur mündlichen 
Streitverhandlung erstreckt, stehe dem Sachverständigen 
für die bisherige Tätigkeit noch kein Gebührenanspruch 
zu. Hat der Sachverständige sein schriftliches Gutachten 
erstattet und konnte er zu diesem Zeitpunkt nicht wissen, 
ob eine Tätigkeit im weiteren Verfahren noch in Anspruch 
genommen werde, habe er zu Recht seinen Gebührenan-
spruch bei Überreichung seines schriftlichen Gutachtens 
geltend zu machen. Lautet der Auftrag vorerst nur auf die 
Erstellung eines schriftlichen Gutachtens, so stehe dem 
Sachverständigen nach Erfüllung dieses Gerichtsauftrags 
bereits ein Gebührenanspruch zu, ohne dass zwingend 
eine allfällige mündliche Erörterung des schriftlichen Gut-
achtens abgewartet werden müsse. In diesem Fall beginne 
die Frist nach § 38 GebAG an dem Tag, an dem das Gut-
achten bei Gericht einlangt. Spricht der Sachverständige 
mit der Erstattung des schriftlichen Gutachtens Gebühren 
an, so habe das Gericht vor Bestimmung der Gebühren 
zunächst abzuklären, ob eine Gutachtensergänzung von 
einer der Parteien beantragt wird. Ist dies der Fall, so sei 
die Tätigkeit erst mit der Abgabe der Ergänzung beendet. 
Die Sachverständigengebühr sei erst nach Beendigung 
der Tätigkeit anzusprechen. Eine Abrechnung der bisher 
geleisteten, aber noch nicht abgeschlossenen Sachver-
ständigentätigkeit, also die abschnittsweise Bestimmung 
der Gebühren einer als Einheit aufzufassenden Sachver-
ständigentätigkeit, sei im GebAG nicht vorgesehen. Diese 
Auslegung orientiere sich an der Werklohnregelung des 
§ 1170 ABGB, wonach das Entgelt in der Regel nach voll-
endetem Werk zu entrichten sei (Krammer/Schmidt, SDG 
– GebAG3, § 38 GebAG Anm 3 und E 9 ff, jeweils mit ent-
sprechenden Judikaturnachweisen).
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Im Gegensatz dazu gibt es auch Judikate, die die Frage 
nach dem Abschluss der Tätigkeit „großzügiger“ beantwor-
ten und eine Bestimmung von „vorläufig“ angefallenen Ge-
bühren für statthaft erklären: Demnach bestünden bei der 
Vertagung der Hauptverhandlung auf unbestimmte Zeit 
gegen die Geltendmachung der Sachverständigengebüh-
ren im Umfang der bisher erbrachten Leistungen keine Be-
denken, weil einem Sachverständigen ein monatelanges 
Zuwarten bis zur Auszahlung der Gebühren nicht zugemu-
tet werden könne. Dazu komme noch, dass sich aufgrund 
von Zwischenerhebungen und neuen Verfahrensergebnis-
sen die weitere Zuziehung des Sachverständigen erübri-
gen könne, sodass bei Vertagung auf unbestimmte Zeit 
von einem zumindest vorläufigen Abschluss der Tätigkeit 
des Sachverständigen gesprochen werden könne. Wenn-
gleich die Gebühr des Sachverständigen nach § 38 Abs 1 
 GebAG grundsätzlich erst nach Beendigung seiner Tätig-
keit zu bestimmen sei, so sei eine vorläufige Beendigung 
der Sachverständigentätigkeit etwa dann anzunehmen 
und die Gebühren zu bestimmen, wenn die Parteien durch 
Fristerstreckungsanträge die Ladung des Sachverständi-
gen zur Gutachtenserörterung um etwa eineinhalb Jahre 
hinausgeschoben haben. Nach manchen Entscheidungen 
sei § 38 Abs 1 GebAG für die Frage des Auszahlungszeit-
punktes von Gebühren überhaupt nicht einschlägig, denn 
diese Bestimmung ziele, wie sich aus den erläuternden Be-
merkungen zur Regierungsvorlage ergebe, darauf ab, den 
Gebührenanspruch des Sachverständigen zu befristen; 
die Bestimmung sage aber nichts darüber aus, dass der 
Sachverständige seine Gebühr erst nach Abschluss seiner 
Tätigkeit verzeichnen dürfe, der Sachverständige müsse 
vielmehr den Anspruch auf seine Gebühr innerhalb einer 
gewissen Frist geltend machen, wobei der Beginn dieser 
Frist der Abschluss dieser Sachverständigentätigkeit sei. 
Keineswegs verbiete das Gesetz dem Sachverständigen, 
seine Gebühr früher und allenfalls in Abschnitten zu ver-
zeichnen. Ebenso wenig gebiete das Gesetz dem Gericht, 
nur einen einzigen Gebührenbestimmungsbeschluss hin-
sichtlich der Tätigkeit eines Sachverständigen zu fassen 
(Krammer/Schmidt, SDG – GebAG3, § 38 GebAG E 26 ff, 
jeweils mit entsprechenden Judikaturnachweisen). Die 
erstgerichtliche Praxis lasse demgemäß häufig die ab-
schnittsweise Berechnung von Gebühren zu und fasse 
mehrere Gebührenbestimmungsbeschlüsse (Krammer/
Schmidt, SDG – GebAG3, § 38 GebAG Anm 3 unten).

Dem gegenständlichen Ermittlungsverfahren, das – wie 
oben angeführt – bereits seit Jahren anhängig ist und eine 
Vielzahl von Beschuldigten aufweist, liegen mehrere bereits 
für sich genommen äußerst umfangreiche Sachverhaltsbe-
reiche zugrunde, die zur Beurteilung der strafrechtlichen 
Relevanz dieser komplexen Wirtschaftsvorgängen gutach-
terlich untersucht werden sollen. Wie ebenfalls oben darge-
stellt, haben sich im Laufe der Jahre – nach schrittweiser 
Sichtung des Prozessstoffs und mehrfachen Besprechun-
gen mit dem Sachverständigen – letztlich vier große, im 
Wesentlichen voneinander unabhängige Themenbereiche 
herauskristallisiert, zu denen der Sachverständige jeweils 
getrennte Gutachten erstattete bzw erstatten wird, wobei 

die einzelnen Gutachten nicht derart inhaltlich miteinander 
verwoben sind, dass sie – was das Ergebnis betrifft – von-
einander abhängen würden; die Tätigkeit des Sachverstän-
digen nahm bereits jetzt mehrere Jahre in Anspruch. Offen 
ist zum jetzigen Zeitpunkt das weitere Schicksal des Er-
mittlungsverfahrens, sohin die Frage, ob es jemals zu einer 
Anklageerhebung kommen wird und – wenn ja – welche 
Beschuldigten wegen welcher Sachverhalte anzuklagen 
sein werden. Ob in einem allfällig nachfolgenden Haupt-
verfahren der im Ermittlungsverfahren tätige Sachverstän-
dige erneut zum Einsatz kommen wird, ist ebenfalls frag-
lich. Zum jetzigen Zeitpunkt kann somit nicht abgeschätzt 
werden, ob die einzelnen Teilgutachten jemals im Rahmen 
einer Hauptverhandlung vom Sachverständigen mündlich 
zu erörtern sein werden. Ein Auftrag zur Gutachtenser-
gänzung ist im Hinblick auf das dem geltend gemachten 
Gebührenanspruch zugrunde liegende Teilgutachten „A. M. 
Projects“ ebenfalls nicht aktenkundig.

Vor dem Hintergrund dieser Besonderheiten des vorliegen-
den Ermittlungsverfahrens, ist es – entgegen der erstge-
richtlichen Entscheidung – zweckmäßig, über die geltend 
gemachten Gebühren bereits jetzt inhaltlich abzusprechen. 
Denn mit Blick darauf, dass die Teilgutachten jeweils völlig 
unterschiedliche Themenkomplexe mit separatem rechtli-
chem Schicksal betreffen, die Tätigkeit des Sachverständi-
gen bereits mehrere Jahre in Anspruch nahm, eine Gutach-
tensergänzung oder -erörterung derzeit nicht im Raum steht 
und die je Teilgutachten gelegten/zu legenden Gebühren-
noten jeweils schon für sich betrachtet eine Fülle von Leis-
tungen mit insgesamt sehr hohen Gebührenendbeträgen 
(gegenständlich € 465.627,–) aufweisen, ist es im Lichte 
der Effizienz und sinnvollen Stoffgliederung des Gebühren-
bestimmungsverfahrens (vgl dazu auch ErlRV 1336 BlgNR 
13. GP. 30 f: „Aus Gründen der Prozessökonomie ...“) an-
gezeigt, die Gebühren separat für jedes einzelne Gutach-
ten zu bestimmen. Außerdem ist zu beachten, dass allfällig 
erforderliche Nachweise über erbrachte Leistungen (Stun-
denausmaß, Anzahl und Art der Hilfskräfte, Reisekosten 
etc) möglichst zeitnah zur Leistungserbringung abgefordert 
werden sollen, um Beweisschwierigkeiten hintan zu halten.

Die Rechtsprechungslinie, die eine abschnittsweise Ge-
bührenbestimmung ablehnt, hat – wie aus den oben an-
geführten Entscheidungen hervorgeht – augenscheinlich 
den typischen „Normalfall“ vor Augen, wonach ein Sach-
verständiger ein schriftliches Gutachten erstattet, wobei 
absehbar ist, dass relativ zeitnah entweder eine schriftli-
che Ergänzung oder eine mündliche Erörterung stattfinden 
wird, sodass es in diesem Fall tatsächlich verfahrensun-
ökonomisch wäre, nach jeder einzelnen dieser miteinan-
der verwobenen und in engem zeitlichen Zusammenhang 
stehenden Tätigkeiten des Sachverständigen ein eigenes 
Gebührenbestimmungsverfahren durchzuführen. Mit die-
sem gedanklichen „Idealtyp“ eines Gerichtsverfahrens ist 
aber das vorliegende Ermittlungsverfahren – wie aufge-
zeigt – nicht vergleichbar, sodass im vorliegenden Fall eine 
Bestimmung der Gebühren für jedes schriftlich erstattete 
Teilgutachten, das als eigenes Werk im Sinne des § 1170 
ABGB anzusehen ist, geboten ist.
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Entscheidungen und Erkenntnisse

Aus diesen Erwägungen ist der bekämpfte Beschluss, mit 
dem das Erstgericht den Gebührenbestimmungsantrag als 
verfrüht zurückwies, aufzuheben und dem Erstgericht ist 
die von der Anklagebehörde beantragte Bestimmung der 
Sachverständigengebühr aufzutragen.

Anmerkung:

Nicht nur beim Ersatz der Hilfskraftkosten (vgl SV 
2016/4, 228 [mit Anm von Krammer]; vgl auch die Beiträge 
von Mandl, N. Raschauer, Krammer, Rant und Schmidt in 
SV 2016/2; weiters SV 2017/1, 25 [mit Anm von Krammer 
und Rant]) ist das über 40 Jahre alte GebAG den Erforder-
nissen von heute in der strafgerichtlichen Praxis viel-

fach gegebenen Großverfahren eher nicht mehr „ge-
wachsen“. Bei sogenannten „Großverfahren“ ist doch 
vieles anders als bei dem in dieser Entscheidung zutref-
fend angesprochenen historischem „Normalfall“, der vie-
len Regelungen des GebAG offensichtlich zugrunde liegt. 
Ob die Anpassung der Gesetzesbestimmungen allein 
der Rechtsprechung überlassen werden sollte oder ob 
nicht nach so langer Zeit eine grundlegende Revision 
mehrerer Gesetzesbestimmungen (Themenschlagwor-
te: Hilfskräfte, Fixkosten, Tarife des GebAG, insbesondere 
Ärztetarif, Verfahrensgestaltung) angezeigt ist, sollte drin-
gend überlegt werden.

Harald Krammer


